
Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

§ 48 EheG.
Befindet sich die Ehefrau in Lebensverhältnissen, die 

ihr und den minderjährigen Kindern die größten Ent
wicklungsmöglichkeiten gewährleisten, so ist die Auf
rechterhaltung ihrer unheilbar zerrütteten Ehe weder 
sittlich gerechtfertigt, noch liegt sie im wohlverstande
nen Interesse der Kinder.

KrG Tangerhütte, Urt. vom 26. Januar 1955 — 3 Ra 
1/55.

Die 1917 geborenen Parteien haben am 22. Juni 1940 die Ehe 
miteinander geschlossen. Aus der Ehe sind drei Kinder hervor
gegangen, die heute 13, 12 und 3 Jahre alt sind. Seit dem 
29. April 1951 leben die Parteien getrennt.

Der Kläger hat Klage erhoben mit dem Antrag, die Ehe der 
Parteien gemäß § 48 EheG ohne Schuldausspruch zu scheiden 
und die Kosten des Verfahrens gegeneinander aufzuheben.

Zur Begründung hat er im wesentlichen vorgetragen, daß 
die Ehe der Parteien schon seit Jahren völlig und unheilbar 
zerrüttet sei, und daß die häusliche Gemeinschaft der Ehe
gatten schon fast vier Jahre aufgehoben sei. Er habe schon 
zweimal Klage auf Ehescheidung aus Verschulden der Beklag
ten erhoben, sei aber beidemal mit seiner Klage abgewiesen 
worden. Die Ehe habe ihren Sinn und Zweck für die Eheleute 
und die Gesellschaft verloren.

Die Beklagte hat den Antrag gestellt, den Kläger mit seiner 
Klage abzuweisen. Sie hat Widerspruch gegen die Scheidung 
erhoben und diesen damit begründet, daß das wohlverstandene 
Interesse der minderjährigen Kinder die Aufrechterhaltung der 
Ehe der Parteien erfordere.

Die auf § 48 Ehegesetz gestützte Klage ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Wie aus dem Urteil 3 Ra 33'53 ersichtlich ist, und die 

Beweisaufnahme durch 'Parteienvernehmung ergeben 
hat, leben die Parteien seit fast 4 Jahren getrennt. Der 
Kläger hat sich zu dieser Zeit einer anderen Frau zu
gewandt und ist zu dieser gezogen. Er unterhält zu ihr 
schon seit Jahren ehebrecherische Beziehungen. Der 
Kläger hat sich seit seinem Fortzuge weder um seine 
Frau noch seine Kinder weiter gekümmert. Durch Un
terhaltsklage mußte er zur Unterhaltszahlung an
gehalten werden. Der pflichtvergessene Vater kennt 
sein jetzt über drei Jahre altes Kind Fred überhaupt 
nicht, da er bei dessen Geburt schon von seiner Frau 
getrennt lebte. Außer der durch Urteil erzwungenen 
Unterhaltsleistung an seine Kinder kümmert der Klä
ger sich um diese überhaupt nicht. Er hat somit durch 
sein grobehewidriges Verhalten die Ehe der Parteien 
völlig und unheilbar zerrüttet.

Das Gericht hatte nun zu prüfen, ob der von der Be
klagten gemäß § 48 Abs. 2 und 3 EheG erhobene 
Widerspruch zu beachten war.

Die Beklagte ist Genossenschaftsbäuerin. Sie ist 
37 Jahre alt. Die LPG gibt ihr größte Entwicklungs
möglichkeiten. Durch Trennung des Ehebandes mit 
ihrem Mann entsteht für sie persönlich keine Schädi
gung; durch die Scheidung wird auch die rechtliche 
Stellung der Beklagten, die sich aus dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau ergibt, in kei
ner Hinsicht beeinträchtigt. Für die Kinder der Par
teien besteht auch kein Interesse an der Erhaltung 
dieser Ehe. Ihr Vater kümmert sich schon fast 4 Jahre 
nicht mehr um seine Kinder. Sie sind ihm demnach 
völlig entfremdet. Das jüngste Kind kennt er gar nicht. 
Die Erziehung der Kinder durch ihre Mutter als fort
schrittliche, fleißige und arbeitsame Frau ist gewähr
leistet. Das Aufrechterhalten dieses Ehebandes durch 
Abweisung der Klage hat also weder für die Ehefrau 
noch für die Kinder irgendwelches Interesse. Diese Ehe 
hat ihren Sinn für die Eheleute, für die Kinder und für 
unsere Gesellschaft verloren. Nur gesunde Ehen können 
die Grundlage unseres Staates bilden. Zerrüttete Ehen 
sind eine die Weiterentwicklung der Ehepartner und 
jede Lebensfreude unterbindende Fessel für diese. Die 
Beklagte hat in ihrem Beruf gute Entwicklungsmög
lichkeiten für sich und ihre Kinder. Die Aufrechterhal
tung des Ehebandes kann diese in keinem Falle be
günstigen. .

Das Gericht hat daher unter den gegebenen Umstän
den den Widerspruch der Beklagten als nicht beachtlich 
angesehen und die Ehe der Parteien gemäß § 48 EheG 
ohne Schuldausspruch geschieden.

A n m e r k u n g :
Angesichts des im Entwurf zum FGB vorgesehenen 

neuen Scheidungsrechts und der seiner Veröffentlichung 
folgenden Erläuterungen und Diskussionen, in denen 
mit Recht auf die Notwendigkeit des Schutzes der Fa
milie und der Vermeidung leichtfertiger Scheidungen 
das Hauptgewicht gelegt wurde, ist verschiedentlich die 
Frage erhoben worden, ob denn nunmehr die in der 
grundlegenden Entscheidung des Obersten Gerichts 
vom 1. Dezember 1950 (NJ 1951 S. 222) festgestellte Linie 
zur Anwendung des § 48 EheG — die an sich ihrem 
wesentlichen Inhalt nach auch bei der Anwendung des 
§ 29 des Entwurfs verwirklicht werden kann — auf
gegeben worden sei. Das ist nicht der Fall: das füh
rende Prinzip ist es immer noch, daß, wie das OG in 
jener Entscheidung sagte, „grundsätzlich die Aufrecht
erhaltung einer unheilbar zerrütteten Ehe nicht als sitt
lich gerechtfertigt angesehen werden kann“, bzw. daß, 
wie dieser Satz für die Zukunft abzuwandeln sein wird, 
eine Ehe grundsätzlich zu scheiden ist, die ihren Sinn 
für die Eheleute, für die Kinder und für die Gesell
schaft verloren hat.

Etwas hat sich allerdings in den letzten Jahren ge
ändert: wir haben größere Klarheit gewonnen über die 
Bedeutung des gesellschaftlichen Faktors für die Ent
scheidung der Frage, in welchen Fällen entgegen jenem 
Prinzip ein Widerspruch gegen die Scheidung beachtlich 
ist. Das Oberste Gericht wies bereits darauf hin, daß 
die Beachtlichkeit des Widerspruchs auch aus Gründen 
entnommen werden kann, die sich nicht aus den „indi
viduellen Beziehungen der Ehegatten“ ergeben, m. a. W.: 
daß u. U. die Aufrechterhaltung selbst einer zerrütteten 
Ehe sittlich gerechtfertigt sein kann, wenn „die Auf
fassungen unserer Ordnung“ das im konkreten Falle er
fordern; und wir wissen heute, daß diesem Faktor — 
also z. B. dem Prinzip des Schutzes von Ehe und Fa
milie, welches leichtfertige Scheidungen verbietet — 
eine größere Bedeutung zukommt, als vielleicht bei Er
laß der Entscheidung vielfach angenommen wurde. 
Dieser Entwicklung entspricht es, daß in Zukunft der
artige Fälle nicht mehr als eine Abweichung vom Prin
zip erscheinen werden, sondern bei der Prüfung der 
Frage, ob die Ehe ihren Sinn auch für die Gesellschaft 
verloren hat, Berücksichtigung finden.

Das vorstehende Urteil des KrG Tangerhütte ist in
sofern bemerkenswert, als es geradezu das Musterbei
spiel eines Falles zum Gegenstand hat, im. dem das oben
erwähnte Prinzip in reinster Form in Erscheinung treten 
kann, wo sich also unter keinem nur irgend denkbaren 
Gesichtspunkt ein besonderer Grund dafür, die unheil
bar zerrüttete Ehe ausnahmsweise aufrechtzuerhalten, 
denken läßt. Insbesondere ergibt der Sachverhalt, daß 
es sich bei dem Scheidungsbegehren des Klägers um 
keinen leichtfertigen, ungenügend erwogenen Entschluß 
handelte, denn diese Klage war bereits der dritte Ver
such, zu einer Scheidung der zerrütteten Ehe zu gelan
gen. Andererseits scheidet bei der Frau, einer noch 
jungen Genossenschaftsbäuerin, jeder Gedanke am eine 
möglicherweise mit der Scheidung verknüpfte Beein
trächtigung des Gleichberechtigungsprinzips aus. 
Schließlich ist auch hinsichtlich der Kinder der Tat
bestand so gelagert, daß ihr wohlverstandenes Interesse 
offensichtlich die Scheidung der Eltern eher erfordert 
als verbietet.

Das Urteil besitzt auch die erzieherischen Qualitäten, 
die wir von einem Richterspruch erwarten. Obwohl es 
in der Hauptsache zutreffenderweise dem Begehren des 
Klägers entspricht, bringt es doch unmißverständlich 
zum Ausdruck, daß dessen Verhalten mit der sozialisti
schen Moral in Widerspruch steht und von den Werk
tätigen nicht gebilligt werden kann. Es ist nicht sehr 
femliegend, zu vermuten, daß die Beklagte das Urteil 
im ihrer LPG herumzeigen wird, und so läßt sich leicht 
vorstellen, daß sein erzieherischer Einfluß auch wirk
lich zur Geltung kommt.

Zu beanstanden ist lediglich, daß das Kreisgericht die 
Ehe ohne Schuldausspruch geschieden hat. Das Urteil 
läßt klar erkennen, daß es dem Kläger die Schuld an 
der Ehezerrüttung zuschreibt; täte es das nicht, so 
hätte es ja auch die Frage der Beachtlichkeit des Wider
spruchs gar nicht prüfen dürfen, sondern hätte den 
Widerspruch als unzulässig betrachten müssen. Nach
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